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Die Boxheimer Dokumente
Die Berufungsspruchkammer Berlin hat 

den früheren Reichsbevollmächtigten der 
Nationalsozialisten in Dänemark und 
Amtschef im NS - Sicherheitshauptamt 
Dr. Werner Best erneut als Hauptschul­
digen eingestuft. Best wurde zur Zahlung 
-einer Sühne von 100 DM (so groß ist 
Ain noch in Berlin liegendes Vermögen) 
mnd der Verfahrenskosten in Höhe von 
65,—■ DM verurteilt.

Dennoch hat Dr. Best, der heute in 
einem großen Industriebetrieb in Mühl­
heim als Direktor rund 3000 DM monat­
lich beziehen dürfte, durch den neuer­
lichen Spruch rund 70 000 DM gespart. Im 
Jahre 1958 nämlich war er durch die Ber­
liner Entnazifizierungskammer zu einer 
Geldstrafe von 70 000 DM verurteilt wor­
den. Bei dem jetzt durchgeführten Be­
rufungsverfahren hatte er aber Erfolg.

Es wird nunmehr damit gerechnet, daß 
die Frankfurter Generalstaatsanwaltschaft 

gegen Dr. Best ein Ermittlungsverfahren 
einleitet, bei dem es um die sogenannten 
„Boxheimer Dokumente" geht. Die straf­
rechtliche Verantwortlichkeit für diese 
Dokumente, in denen 1931 die grauenhaf­
ten Richtlinien für die Säuberungsmaß­
nahmen der Nationalsozialisten bei ihrer 
Machtübernahme festgelegt wurden, ist 
nämlich bisher noch nicht geklärt worden.

Die Dokumente wurden in einer Ge­
heimbesprechung von nationalsozialisti­
schen Führern unter Dr. Best in einem 
Hotelhaus „Boxheimer Hof" formuliert 
und Ende 1931 von den hessischen Behör­
den beschlagnahmt. In den Dokumenten 
wurde festgelegt, daß die SA im Falle 
eines (kommunistischen) Aufstandes nach 
dessen Niederschlagung auf der Grund­
lage nationalsozialistischer Notverordnun­
gen mit Massenhinrichtungen einschreiten 
sollte.

Es sollten alle Leute hingerichtet wer­



den, die während des Aufstandes Wider­
stand leisteten oder im Besitz von Waf­
fen waren. In den Dokumenten ist ferner 
von der Errichtung von Militärgerichts­
höfen unter dem Vorsitz von National­
sozialisten die Rede und von einer ent­
schädigungslosen Zwangsarbeit unter Auf­
sicht der SA.

Die Formulierung derartiger hochver­
räterischer Proklamationen war im Wei­
marer Staat strafbar und ist es heute noch, 
so daß die ganze Angelegenheit durchaus 
noch strafrechtlich durchleuchtet werden 
könnte. Daneben hat Dr. Best sich in 
mancherlei Positionen während der natio­
nalsozialistischen Zeit hervorgetan. So 
soll er sich in den Jahren von 1940 bis 
1942 der Judenverfolgung in Frankreich 
schuldig gemacht haben. Als Ministerial­

direktor im Auswärtigen Amt während 
der Nationalsozialisten war Best schon 
1930 der NSDAP beigetreten. Durch den 
jetzt ergangenen Schuldspruch der Ber­
liner Berufungsspruchkammer sind ihm 
die Versorgungsansprüche aus dem 131er- 
Gesetz verwehrt worden.

Seine in Dänemark begangenen Taten 
sind schon durch die Dänen abgeurteilt 
worden. Der heute 58 Jahre alte Direktor 
Dr. Best aus Mühlheim/Ruhr wurde nach 
Kriegsende wegen seiner Tätigkeit als 
Reichsbevollmächtigter in Kopenhagen 
zum Tode verurteilt. Nach sechsjähriger 
Haft wurde Dr. Best entlassen mit d^ 
Auflage, dänischen Boden nie wieder 
betreten. Er siedelte sich 1956 dann in 
Mühlheim/Ruhr an.

SPD-Pressedienst

Reichsbahn - Kampfgruppen 
mit militärischen Aufgaben

OS. Mit der Einführung der allgemeinen 
Wehrpflicht hat Ostberlin offensichtlich 
die Absicht verbunden, auch die SED- 
Kampfgruppen — wenigstens auf be­
stimmten Sektoren — mit direkten mili­
tärischen Aufgaben zu betrauen. Auf einer 
Konferenz der Kampfgruppenkomman­
deure der „Deutschen Reichsbahn", die 
von der politischen Verwaltung des Ver­
kehrsministeriums dieser Tage in der 
„Lehranstalt der Transportpolizei" in 
Nordhausen durchgeführt würde, erklärte 
der stellvertretende Minister für Ver­
kehrswesen, Robert Menzel, der gleich­
zeitig als Leiter der politischen Verwal­
tung der „Deutschen Reichsbahn" fungiert, 
die Mitglieder der SED-Kampfgruppen 
der „Reichsbahn" seien bereit, neue Auf­
gaben von der Partei der Arbeiterklasse 
zu empfangen. Im Jahre 1962 sei die mili­
tärische Ausbildung der SED-Kampfgrup­
pen bei den Dienststellen der Reichsbahn 
so zu verbessern, daß „die Kampfgruppen 
auf dem Territorium der .Deutschen 
Reichsbahn' auch im Falle eines imperia­
listischen Aggressionsversuchs die ihnen 
gestellten Aufgaben mit hoher militäri­
scher Sachkenntnis erfüllen."

Der auf der Konferenz gleichzeitig an­

wesende Leiter der sowjetzonalen Trans­
portpolizei, Generalmajor Ludwig, schätzte 
in Bestätigung dieser „neuen Aufgaben" 
die Situation so ein, „daß die Kampfgrup­
pen gemeinsam mit den Organen der 
Transportpolizei in der Lage sind, den 
sicheren Schutz aller Betriebe und Einrich­
tungen der Reichsbahn zu gewährleisten.’ 
„Diese Verpflichtung zur militärischen 
Verteidigung der Reichsbahn durch die 
SED-Kampfgruppen beweist, daß Pankows 
Pläne eine militärische Sicherung der 
Eisenbahnanlagen bei Entlastung der 
Volksarmee durch die SED-Miliz vor­
sehen. Deshalb wandte sich der stellvi^B 
tretende Minister für Verkehrswescw 
Menzel, in Nordhausen auch gegen die 
seit Verkündung der Wehrpflicht immer 
stärker verbreitete Ansicht, die SED- 
Kampfgruppen hätten jetzt an Bedeutung 
verloren.

Indes die Chancen für einen rein mili­
tärischen Einsatz der SED-Kampfgruppen 
der „Reichsbahn" müssen schon deshalb 
als wenig erfolgversprechend eingeschätzt 
werden, weil nach dem eigenen Einge­
ständnis des obersten Polit-Chefs der 
„Reichsbahn" viele Mängel und Schwächen 
in der Kampfgruppenarbeit zu beseitigen 
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sind. Vor allem scheint Menzel die Tat­
sache Kummer zu bereiten, daß es mit der 
„Parteilichkeit" der Kampfgruppenmitglie­
der nicht zum besten bestellt ist. Die 
politisch-ideologische Haltung müßte des­
halb zugleich mit der militärischen Aus­
bildung forciert werden. Auch das spiele 
eine Rolle bei der Sicherung der „schnel­
leren Alarm- und Gefechtsbereitschaft" 
der „Reichsbahn"-Kampfgruppen.

In der Diskussion auf der Nordhauser

Konferenz der Kampfgruppenkomman­
deure habe es heftige Kritik gegeben, so 
wird aus Teilnehmerkreisen versichert. 
Diese Kritik entfaltete sich daran, daß viele 
Kommandeure Schwächen zeigten und 
nichts tun wollten, sie zu überwinden. 
Wie weit es unter solchen Perspektiven 
überhaupt möglich ist, den Kampfgruppen 
der „Reichsbahn" einen militärischen Ein­
satzwert zu geben, bleibt dahingestellt.

SPD-Pressedienst

Pankows Wehrpflicht und ihre Folgen
OS. Das Wehrpflichtgesetz der SED hat 

unter der Bevölkerung der Zone zu einer 
neuen Beunruhigung geführt. Ähnlich wie 
nach der Mauer vom 13. August müssen 
sich Partei, Massenorganisationen und 
staatliche Organe einer Flut empörter, 
aber auch besorgter Fragen erwehren, 
die im krassen Gegensatz zu den von den 
SED-Propagandisten bestellten begeister­
ten Zustimmungserklärungen stehen.

Die Beunruhigung der Bevölkerung 
entspringt der Befürchtung, der bisher 
stets als nicht notwendig bezeichnete 
Schritt zur Wehrpflicht sei ein Anzeichen 
für eine bevorstehende Verschärfung der 
Pankower Politik und eine Gefahr mili­
tärischer Auseinandersetzungen. Die Re­
aktion Pankows besteht darin, der Bevöl­
kerung zu erklären, eine „neue politische 
Lage" sei durch die Wehrpflicht nicht ent­
standen, an der „FriedenspolitikUlbrichts" 
»ibe sich nichts geändert. Der Frieden sei

Ich wie vor nur durch die „Aggressions­
absichten der imperialistischen Bundes­
republik bedroht".

Wer wen bedroht, darüber dürfte je­
doch die Mehrzahl der Zonenbewohner 
hinter der KZ-Mauer anderer Meinung 
sein. Die planmäßige Erziehung der NVA- 
Angehörigen zum Haß gegen alle West­
deutschen, die sich nicht zum Kommunis­
mus bekennen, ist bekannt. In derselben 
Ausgabe der „Volksarmee", der Zeitung 
des Pankower Verteidigungsministeriums, 
in der General Hoffmann die beunruhigte 
Zonenbevölkerung beschwichtigte, war 
auch eine Interpretation der Pankower 

Wehrpflicht zu lesen, nach der die SED mit 
ihrer allgemeinen Wehrpflicht vom 24. Ja­
nuar 1962 nur die „höchste ehrenhafte 
Tradition" von 1813 fortsetzte, als mit den 
Befreiungskriegen in Deutschland den 
„Eroberungskriegern mit der Waffe ent­
gegengetreten wurde". Die These von 
dem durch die „westlichen Imperialisten" 
besetzten Teil Deutschlands und seiner 
notwendigen Befreiung stand also Pate 
bei den Überlegungen, die Pankow mit 
seinem Wehrpflichtgesetz verband. An­
ders ist der Kommentar der „Volksarmee" 
nicht zu verstehen.

Die vom Präsidenten des Obersten 
Zonengerichts, Dr. Töplitz, abgegebene 
Erklärung, daß es in der „DDR" eine 
„Kriegsdienstverweigerung aus Gewis­
sensgründen", die von ihm im gleichen 
Atemzuge als patriotische Tat in der Bun­
desrepublik gelobt wurde, niemals geben 
könne, weil eine solche Kriegsdienstver-

Am 14. Februar 1962 verstarb unser 
Kamerad

Dr. Konrad Stehr
Arbeitsgerichtsrat a. D.
(Bezirk Charlottenburg)

Geboren: 5. Juli 1892
Mitglied seit dem 1. Juni 1951
Wir werden ihm stets ein ehrendes 
Andenken bewahren.
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Weigerung im Gegensatz zu dem „Frie- 
dens-Schutz"-Charakter der Pankower 
Wehrpflicht stehe, zeigt deutlich, wie 
sehr Zwang in der Zone zum „moralischen 
Prinzip" gemacht wird. Wie zahlreich ge­
rade solche Gewissensargumente gegen 
die Wehrpflicht vorgebracht werden, zeigt 
die SED-Kampagne, die seit einigen Ta­
gen in allen Bezirken gegen die „Pazi­
fisten" läuft. Zuletzt war es der Leipziger 
Bezirkssekretär Fröhlich, der erklärte, die 
Kriegsdienstverweigerer in der Zone un­
terstützten den angeblich vom Westen ge­
planten Krieg. Dr. Töplitz hatte die Be­
völkerung nicht im unklaren darüber ge­
lassen, daß Kriegsdienstverweigerer be­
straft werden.

Das Zentralorgan der FDJ „Junge Welt" 
antwortet auf die besorgte Frage von 
Jugendlichen, ob sie künftig gezwungen 
sein könnten, auf Verwandte, die in der 
Bundeswehr sind, zu schießen, man solle 
diesen Verwandten drüben schreiben 
und raten, sich gegen die „antikommu­
nistischen Vorgesetzten" zu wenden und 
die Gewehre gegen die „reaktionären 
Offiziere" umzudrehen, falls es zu Aus­
einandersetzungen komme.

Pankow ist sich ohne Zweifel über die 
Auswirkungen der allgemeinen Wehr­
pflicht im klaren. Wenn schon bisher die 
politische Zuverlässigkeit der NVA, ob­
wohl sie sich aus „Freiwilligen" rekru­
tierte, in Frage gestellt war, muß dieses 
Problem für die SED künftig noch pre­
kärer werden. Auf einer Konferenz im 
Pankower Verteidigungsministerium, an 
der 200 FDJ-Funktionäre aus den Reihen 
der NVA teilnahmen, wurde es als die 
vordringliche Aufgabe der FDJ bezeich­
net, die ideologische Arbeit in der NVA 
wesentlich zu verstärken und durch 
„engste Zusammenarbeit mit den Kom­
mandeuren" die „sozialistische Erziehung" 
der Soldaten zu sichern, vor allem aber 
auch zu überwachen.

Ein Licht auf die politische Zuverlässig­
keit der künftigen Ulbricht-Armee fällt 
auch durch eine Bemerkung des Vertei­
digungsministers General Hoffmann, die 
Wehrpflicht sei notwendig geworden, 

weil es sich beim „Kampfaufgebot der 
FDJ" gezeigt habe, daß nur ein Teil der 
Jugendlichen „im Bewußtsein ihrer pa­
triotischen Pflicht zum Ehrendienst in der 
NVA" bereit gewesen sei. Während die 
anderen Jugendlichen nur an „egoistische 
Interessen denken und den Waffendienst 
anderen überlassen". Auch die Partei- 
und FDGB-Leitungen in Großbetrieben 
wurden von ihm gerügt, die es — oft aus 
betrieblichen Überlegungen heraus — 
nicht fertiggebracht hätten, ihre Jung­
arbeiter zum freiwilligen Wehrdienst zu 
verpflichten.

Die Wehrpflicht wird nicht ohne Folgsam 
für die Produktionskapazität der Zon^^J 
Industrie bleiben, da — wie ganz offen 
erklärt wird — zunächst technisch aus­
gebildete Jugendliche zu den Waffen ge­
rufen werden sollen. Der Jugendausschuß 
des FDGB-Bundesvorstandes hat deshalb 
schon jetzt die betrieblichen FDGB-Ju- 
gendausschüsse aufgerufen, in Verbin­
dung mit der Erläuterung der Wehrpflicht 
die zunächst zurückbleibenden Jungarbei­
ter zu einer Leistungssteigerung im Rah­
men des Produktionsaufgebots zu veran­
lassen. SPD-Pressedienst

Durch einen tragischen Unglücks­
fall ist am 14. März 1962 unser 
lieber Kamerad und Freund

Erich Bamm
im Alter von 55 Jahren von uns 
gegangen.
Seit Gründung des Freiheitsbundes 
war er unser Mitglied. Als tatkräf­
tiger Reichsbannermann war er 
einst in Rathenow tätig.
Durch seine Umsicht und seine stete 
Hilfsbereitschaft war er bei allen 
Kameraden beliebt.
Wirhaben ihn in Lauterbach-Hessen 
zur letzten Ruhe begleitet und wer­
den ihn stets in Erinnerung behalten. 

Die Kameraden
der Bezirksgruppe Berlin-Steglitz.
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